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Samõtag, Nro. 302.

Bundesversammlung. den ohne erhebliche Distussion nach der Kommissionsvorlage
angenommen.

Nationalrath. Sitzung vom 19. Dez) J 8 sand man für gut, den Art. 18, der von der

In der heutigen Sitzung wurde zunachst beschlossen, den Eremunßinat be Einsteliung der bezuglichen ürbelten han
»on der Regierung von Zurich gegen den BundesrathöBe delt, an die Kommlssion zuruücgewiefen.

chluß betr. das Banknotenmonopol eingereichten Nekurs an In Art. 19 wird bis zum übschluß einer Uebereinkunft

rine aus 7 Mitgliedern bestehende Kommission zu weisen. wischen den weinbauenden Staaten die Einfuhr aller Sor

Sodann wurde in Uebereinstimmung mit, dem Ständerath ien Weinteben acne, untersagt.
und auf Antrag der Kommission (in deren Namen Hr. For Bei diesem Artikel wird die Berathung abgebrochen.
zer rejerirt) der KRekurs Bertola und Spanadcini in Wahl

achen als unbegrundet abgewiesen. —A
Hierauf kam die Gesetzesvorlage betr. die Phylloxera Der Standerath erledigie heute zuersi das Budget.

zur Behandlung. Im Namen der Kommission referirten die Zel den Audgaben des Departements des Innern wurden

H. Defor und Huber und auf ihren Antrag wurbe Ein für Drucarbellen des statiftischen Bureau's Fr. 7000 statt
reten beschlossen und sofort die artikelweise Verathung des Fr. 7600 und fur die Besorgung der landwirthschaftlichen
Entwurfes begonnen. Antersuchung und SamenkontrolStatlon Frkn. 8000 siatt

In Berucsichtigung, daß es im allgemeinen Interesse Fr. 6000 angtsett und im Uebrigen den vom Natlonalrath
llege, die geeigneten Maßnahmen zu treffen, um den Ver dorgenommenen Reduttionen beigestimmt. Von den natlonal

jeerungen der Neblaus in den schweizerischen Rebbergen vor rathlichen Büdgetpostulaten wurden die jenigen betr. Bericht
ubeugen und entgegenzutreten, hat der Bundesrath diesen rstattung uber die Resultatt derPferdezuchtverbesserung und
Hesetesentwurf ausgearbeitet. Bekanntlich llegt auch ein Aufstellung eines Reglementes uber die Vertretung von wegen
Entwurf für eine internationale Uebereinkunft betr. Vorkeh Trankheit Miliardlenst, Urlaub u. dal. abwesenden eidgen.
ren gegen die Phylloxera vor, gestützt auf die Entscheidungen Beamten gestrichen, dasjenige uber die Umwandlung der Ge

zes Kongresses von Lausanne. Selbstverständlich hat die andtschaftsposten in Generalkonsulate bis zur Berathung
dommission nicht unterlassen, ditsen Entwurf mit in Be— des betreff. bundebrathlichen Berichtes verschoben, die übrigen
rurksichtigung zu zichen. mgenommen und dazu solgendes neue aufgesielit:

Art. 4 bestimmt, daß die Maßnahmen von den Kantonen „DerBunde draih wird eingeladen zu untersuchen, ob
inter Mitwirkung und Oberaufsicht des Bundes angeord die Kosten der Mittheilung der Zahlkarien von Seite der
set werden Zu diesem Zwecke sollen nach Art. Zkantonale Zivilstandebeamten an das stausuische Bureau im Verhaltniß

Erperten·KommissionenundüberdieseinebundtsräthlicheumgewuünfchtenErfolg fur die Statistik sichen.“
krperten·Kommission ernannt werden. — Den unwesentlichen Modifilationen des Nationalrathes

Ohne weitere Diskussion gelangten diese btiden Artikel beim Geseh uber die Freizügigkeit des Medizinal

zur Annahme. Bersonals wurde ohne Weieres beigestimmt.
In Art. 3 wird die Kigabe der Kommission definirt; Aeber den Vorschlag des zurcherischen Kantonsrathes

 handelt sich um regelmäßige Untersuchungen der Wein betrefseud die Einforderung der kantonalen

derge u. s. w, wobei namentlich die erst in neuerer Jeit ein Beldtontingent e war die Kommission getheilter Ansicht.
jefuhrten Neben einer genauen Ueberwachung unterworsen Die Mehrhelt derselben, bestehend aus Estoppey, Kopp,
verden jollen. Auch dieser Artikel wurde im Sinn der Bodenheimer und —A—

xominissian angenommen, nachdem einige Amendements des chlag des Kantonsrathes von Zurich, es mochte bis zur Er

drn. Baldinger abgelehnt worden waren. afsung eines neuen Militarsieuergesehdes von dem Bezuge
Nach Art.4haben die Pachter von Weinbergen wie die er Halfte der don den Kantonen auf Grundlage ihrer Ge

Vgenthumer die Pflicht, allfaäuige Krankheitserscheinungen sehzgedung erhobenen Militarsteuern Umgang genommen und
gfort anzuzeigen. Veim Vorkommen der Neblaus soll die der dadurch entsiehende Ausfall durch die Einforderung von
tommission laut Art. 6 sofort an die Neglerung, resp. den irekten Beitragen der Kantone gedeckt werden, nicht ein

Zundesrath, Anzeige machen und es wird sofort tine gemein. zutreten, in der Hoffnung, daß der Bundesrath in Balde
ame Untersuchung angeordnet. Wenn die vereinigten Ex ich mit der Ausarbeitung eines neuen Gesehentwurfes uber

„erten das Vorhandensein der Neblaus konstatirt haben, so den Militarpflichtersad beschaftigen werde. Die Minderheit,
gaben sie sojort (Art. 6) einen Bericht an die Bunbes und Bigier, Birmann und Hohd, beantragte, das Be
dantonalbehdrden einzureichen und sie schlagen laut Art.J gehren denm Bundesrathe mit dem Autftrage zu übermitteln,
geichzeitig die gerigneten Maßnahmen vor. Ditse lehteren dis zur nachsten Session den Rathen einen demselben ent
dnnen u. A. umfassen: die Zerstörung der kranken Reben, preqhenden Vorschlag einzureichen.

die Debinfektion des Bodens, die Untersagung jeder neuen Es erhob sich nun eine lange Debatte, welche bis gegen
AUnpflanzung don Reben wahrend einer bestimmien Frist unv 3 Uhr Nachmittags dauerte. Fur den Anirag der Mehrhelt
ndlich das Verbot jeder Kultur auf dem zersidrlen Reb. her Kommission sprachen sammtliche Mitglieder derselben,
erge wahrend hochstens 3 Jahren. Die namlichen Maß dahrend der Minderheitxantrag im Allgemeinen von Vigler,
ahmen tonnen nach Art.8 auch auf die unmittelbar an dohd, Heer, Zangger, Hammer, Cornag, Nagel und Wal

die kranken anstoßenden Nebanlagen ausgedehnt werden. enterstüht wurde.

Diese Art. I—8 wurden ohne erhebliche Didkussion an Die Verfechter des Mehrheitsantrages, welche nichts vom

enommen. Ebenso die beiden folgenden, d und 10, wonach Bezuge der kantonalen Geldtontingente wifsen wolllen, mach
ie erste Enischeldung daruber, ob die vorgeschlagenen Maßen geltend, daß dieses finanziell Hulfsmittel des Bundes
ahmen zur Ausführung gelangen sollen, in der Hand der exst in ganz außerordentlichen Zeitsen, in Momenten der

detr. kantonalen Behorde liegt, in zweiter Linie aber in der ochsien Gesahr, wenn die Kantont opferwillig seien, ange
dand des Bundesrathes, insofern er die kantonalen Maßbdendel werden solle, daß diese Zriten jedoch jetzt nicht vor
aahmen als ungenugend erachtet. handen selen und ein Bezug des Geldkontingenles nach Außen

Die Art.11, 12 und 18 des Entwurfes handeln vom emn politischen Ansehen der Schweiz schaden, nach Innen
Schadenersat, von dem Verfahren bei der Festsezung der Aber im Volle einen großen Unwillen erregen mußtt, um so

Entschadigungen, dom Rekursrecht etc. Diese Ärtikel wurden, mthr, als sich die meisten der Kantone gauch nicht in glan

da verschiedene Abanderungsantrage vorliegen und die deutsche enden Finanzverhaltnissen befnden. Die Bundesverfassung
and franzosische Redaktion nicht ubereinsüiummen, an die dreibe in ihrem Art. 18 den Erlaß eines eidg. Milluar
dommission zurückgewlesen. euergesehes vor. Man solle es nur zum drinen Male mit

Art. 14 (Fesisielnng des Schadens bei thellweiser Be inem solchen probiren; es seien Aubsichten vorhanden, daß
adlgung durch das Heilverfahren) und Art. 10 (Verthei-· * gehen werde. Inzwischen muüten die Kantone nach Art. 12
ung der Kosten der Erpertise auf Bund und Kantonc)h, Ziff. e die Halte der von ihnen auch nach kantonalem Ge

Art. 16 (der zwelte Drittheil der Cntschadigung trifft den ch bezogenen Milliärsteuern an den Bund abliefern; deun
ftanton) und Urt. 17 Kompetenz des Bundesgerichtz, in ie Welgerung einzelner derselben, dieß zu thun beruhe nicht
ireitigen Fullen das Maß der Kosten zu bestimmen) wur· nnf verfassungdmaßlgem Boben.

 —————————

den 22. Dezember 1877.
— ———

Diejenigen, welche den Minderheltsantrag unterstützten,
rrauten aber diesen Aussichten für die Annahme einc neuen

Nilitarstruergefehentwurfes durchaus nicht, fondern betrach
eten dieselben als einen Köder, um dem gegenwärtigen heil

sosen Zustande, wo die einen Kantone das Funf big Jehn

ache, was audere an Militärsteuern abliefern, entrichten,

noch eine moglichst lange Existenz zu sichern. Jmin Allgemei
jen wurden wieder die Grunde geltend gemacht, welche Nagel
etzten Montag zur Untersiutzung seiner Motion angefuhrt
jatte. Angesichts der Klarheit des Art. 18 der Bundebder

jassung konne man den Kantonen unmdglich zumuthen, bei

dieser Verschiedenheit der kantonalen Steuern und demMangel
ines einheitlichen Gesetzes die Halfte ihrer Milltarsteuern
abzuliefern. Einer um der Andere werde sie verweigern und
die Finanzklemme des Bundes um so größer werden. Das

eien doch genugende Ausnahmeverhältmisse, um den Bezug
der Geldkontingente zu rechtfertigen. Der Unwille des Volte

sei nicht zu furchten Die Kanivne sollten nur ordentliche
Militarfteuern bezlehen und daraus die Geldkontingente be
jahlen. Der gegenwartige Interessenmarkt vergifte und unter

zrabe den gesunden Sinn des Schweizervolkea undes můusse
demselben ein Ende gemacht werden.

Die Bundesrathe Hammer, Welti und Heer sprachen
ebenfalls fur den Minderheitsantrag, jeboch in erster Linie
nit dem Amendement Hammer, das Begehren ohne Direk

ion dem Bundesrathe zu ubermitteln. Delti wies darauf
hin, daß man von gewisser Selte einfach darauf audgehe

durch den Entzug der nothigen Mittel die Durchführung
der neuen Bundedversassung unmoglich zu machen, die Fesi
ung auszuhungern, die man nicht habe ersturmen konnen

Cornaz wollie zum Minderheitsantrag die Einstellung
oer Ablieferung der kantonalen Millirsteuerertragahalften
auf so lange beschließen, bis das Bundesgericht uber den

dießfallsigen Rekurs der Neuenburger Regierung entschieden
saben werde, zog aber spater nach der Annahme des von

dammer amendirten Minderheitsantrageb diesen Vorschlag
Juruck. Eine andere von Stehlin vorgeschlagene Redaklion

mit bestimmten sachbezuglichen Fragen au den Bundesrath
vurde abgelehnt.

Mit 25 gegen 15 Stimmen wurde schlielich der von

Hammer amendirte Minderheitsantrag angenommen.

Fur denselben stimmten: Birmann, Blumer, Boden
geimer, Brosi, Cornaz, Duserner, Freuler, Gengel, Heß,
Hohl, Hold, Kappeler, Keller, Michel, Morel, Moriaud,
Nagel, Russenberger, Sichlin, Sulzer, Tschudi, Vigier, Weber,
Zangger und Zschokke.

Dagegen stimmten: Estoppey, Eucquoz, Franzoni, Her
og, Hettlingen, Kopp, Lusser, Lussi, Menoud, Muheim,
Neali, Rusch, Schaller, Wirz und Zenruffinen. Hildenbranb
enthielt sich der Abstimmung.

Eidgenossenschaft.
Luzern. Wie aus den Beilagen zum Kantonsblatt

erhellt, hat der Negierungsrath das Gesuch der Kirchenver
waltung der kathollschen Kirchgemeinde Luzern, daß der
Stadtpfarrer von Luzern von jedem Verhaltnisse der
Anterwurfiglelt zum ) Stift im Hof losgelost und der
Regierungsrath das Necht zur Wahi eined solchen Stadt

ofarrers genannter Gemeinde abtrete, definitid abgewie
en, und zwar aus dem Grunde, weil der Bischof entschie

den jede Mitwirkung zur Loslosung der Plebauie imHof
don dem Stift und zur Losung der Verbindung dieser Ple

banie (Leutpriesterei) mit einem Canonikal ablehnt.
.“ Wie man vernimmt, ist der hiesigen Theater unb

MusitllebhaberGesellschaftaus dem Entagement Lines stan
digen Orchesters für das Jahr 187677 ein Defizit von

3000 Fr. erwachsen, das sie aus eigenen Mitteln drcenmuß.
Wir melden dieß in der Absicht, dag Publikum aufzumuu
sern, durch zahlrelchen Besuch der sog popularen Konzerie
and der kommenden Abonnements: Konzerie dazu beizutragen,
A
n unserer Stadt einburgern kann. Wie diel dasselbe fur

 ueberall sagn man das Suft; die dier ubliche Femmininisiruug
ieles Worics ist daher rin entschiedener Fehler gegen denSprachgebrauch.


